
24.06.2019

Freiflächen-Photovoltaik-Anlage 
Hülzweiler
Begründung zum Bebauungsplan in der Gemeinde Schwalbach, 
Ortsteil Hülzweiler

ENTWURF



IMPRESSUM

Kirchenstraße 12 · 66557 Illingen
Tel. 0 68 25 - 4 04 10 70
Fax 0 68 25 - 4 04 10 79
www.kernplan.de · info@kernplan.de

Verantwortlich:

Geschäftsführende Gesellschafter
Dipl.-Ing. Hugo Kern, Raum- und Umweltplaner 
Dipl.-Ing. Sarah End, Stadtplanerin AKS

Projektbearbeitung

Daniel Steffes, M.A. Geograph

Hinweis:

Inhalte, Fotos und sonstige Abbildungen sind geistiges Eigentum der Kernplan GmbH 
oder des Auftraggebers und somit urheberrechtlich geschützt (bei gesondert gekenn-
zeichneten Abbildungen liegen die jeweiligen Bildrechte/Nutzungsrechte beim Auftrag-
geber oder bei Dritten).

Sämtliche Inhalte dürfen nur mit schriftlicher Zustimmung der Kernplan GmbH bzw. des 
Auftraggebers (auch auszugsweise) vervielfältigt, verbreitet, weitergegeben oder auf 
sonstige Art und Weise genutzt werden. Sämtliche Nutzungsrechte verbleiben bei der 
Kernplan GmbH bzw. beim Auftraggeber.

Freiflächen-Photovoltaik-Anlage 
Hülzweiler

Im Auftrag:

Gemeinde Schwalbach 
Hauptstraße 92 
66773 Schwalbach

Stand: 24.06.2019, EntwurfIMPRESSUM



3 www.kernplan.de„Freiflächen-Photovoltaik-Anlage Hülzweiler“, Gemeinde Schwalbach

INHALT

Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung	 4

Grundlagen und Rahmenbedingungen	 5

Begründungen der Festsetzungen und weitere Planinhalte	 13

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung	 16

	



„Freiflächen-Photovoltaik-Anlage Hülzweiler“, Gemeinde Schwalbach 4 www.kernplan.de

Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

In Hülzweiler soll eine Freiflächen-Photovol-
taik-Anlage errichtet werden.

Die Gemeinde Schwalbach beabsichtigt 
mit der vorliegenden Planungsmaßnahme 
die Schaffung der planungsrechtlichen 
Rahmenbedingungen für die Errichtung 
einer Freiflächen-Photovoltaik-Anlage im 
Ortsteil Hülzweiler.

Diese dient der regenerativen Erzeugung 
von Strom und der gleichzeitigen Reduzie-
rung des Verbrauchs fossiler Energieträger. 

Der geplante Solarpark ist ca.1,3 ha groß. 
Der Geltungsbereich befindet sich nörd-
lich des Siedlungskörpers von Hülzweiler, 
unmittelbar entlang der BAB A 8. Aktu-
ell wird die Fläche landwirtschaftlich ge-
nutzt. Die Erschließung ist über einen 
Feldwirtschaftsweg gesichert, der - von 
Hülzweiler kommend - von Süden her an 
die Fläche heranführt.

Der Anschluss der Freiflächen-Photovol-
taik-Anlage ist über den nördlich des 
Plangebietes befindlichen Strommast ge-
plant.

Aktuell beurteilt sich die planungsrechtliche 
Zulässigkeit nach 35 BauGB (Außenbereich). 
Danach ist die Planung nicht realisierungs-
fähig. 

Um die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Realisierung der Freiflächen- Photo-
voltaik-Anlage zu schaffen, hat die Ge-
meinde Schwalbach gemäß § 1 Abs. 3 und 
§ 2 Abs. 1 die Aufstellung des Bebauungs-
planes „Freiflächen-Photovoltaik-Anlage 
Hülzweiler“ beschlossen.

Parallel zum Bebauungsplan ist entspre-
chend § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprü-
fung durchzuführen. Der Umweltbericht ist 
gesonderter Bestandteil der Begründung. 

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist 
die Kernplan Gesellschaft für Städtebau 
und Kommunikation mbH, Kirchenstraße 
12, 66557 Illingen, beauftragt worden.

Mit der Erstellung des Umweltberichtes ist 
das Büro für Landschaftsplanung und land-
schaftsökologische Studien Neuland-Saar, 
Brückenstraße 1, 66625 Nohfelden-Bosen 
beauftragt.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Schwalbach stellt den Geltungsbereich als 
Fläche für die Landwirtschaft dar. Der vor-
liegende Bebauungsplan widerspricht da-
mit dem Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 
2 BauGB, wonach Bebauungspläne aus 
dem Flächennutzungsplan zu entwickeln 
sind. Aus diesem Grund wird für den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans der 
rechtswirksame Flächennutzungsplan im 
Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 BauGB 
teilgeändert.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Der Geltungsbereich befindet sich nördlich 
des Siedlungskörpers von Hülzweiler, nahe 
der BAB A 8 gelegen. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

•	 im Norden durch landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen,

•	 im Westen durch landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen,

•	 im Osten durch landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen,

•	 im Süden durch landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen sowie einer mit Gehölz-
strukturen versehenen Fläche.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs 
sind der Planzeichnung des Bebauungs-
plans zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes und 
Umgebungsnutzung

Das Plangebiet ist von landwirtschaftlich 
genutzten Flächen umgeben. Nördlich prägt 
in kurzer Entfernung die Bundesautobahn A 
8 die Umgebung des Plangebietes. Westlich 
befindet sich in kurzer Entfernung eine Um-
spannanlage der VSE AG. Die südliche Um-
gebung des Plangebietes wird durch das in 
Ortsrandlage befindliche Gewerbegebiet 
„Kuhnacker“ geprägt.

Das Plangebiet stellt sich aktuell als Weide  
und Ackerfläche dar. 

Eigentumsverhältnisse

Das Plangebiet befindet sich zum Teil in Pri-
vateigentum und zum Teil im Eigentum der 
Gemeinde. Die Flächen werden für die Dau-
er des Betriebs von dem Betreiber gepach-
tet.

Topografie des Plangebietes

Der Geltungsbereich weist ein morderates, 
von Osten nach Westen gerichtetes, Gefäl-
le auf. Das Plangebiet fällt von der östlichen 
zur westlichen Geltungsbereichsgrenze um 
um ca. 10 m von 245 m ü. NN auf 235 m 
ü. NN. ab. Gemäß des angestrebten Plan-
vorhabens ist aber nicht davon auszugehen, 
dass sich die Topografie in irgendeiner Wei-
se auf die Festsetzungen dieses Bebauungs-
planes auswirken wird.

Verkehrsanbindung

Die Erschließung ist über einen 
Feldwirtschaftsweg gesichert, der - von 
Hülzweiler kommend - südlich an die Flä-
chen heranführt.

Für die Errichtung bzw. den Betrieb der Frei-
flächen-Photovoltaik-Anlage sind lediglich 
Zuwegungen für die Aufstellung und War-
tung der Module notwendig. Darüber hi-

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Orthophoto mit Lage des Plangebietes (rote Balkenlinie); ohne Maßstab; Quelle: LVGL, ZORA; Bearbeitung: Kernplan
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nausgehende verkehrliche Erschließungs-
maßnahmen sind nicht erforderlich. 

Zur Einspeisung des gewonnenen Stromes 
in das Stromnetz ist die Errichtung von min-
destens einem Wechselrichter notwendig. 
Das gesamte Gebiet wird zum Schutz vor 
Vandalismus und Diebstahl eingezäunt, im 
Bereich der Zuwegungen sind Tore vorge-
sehen.

Infrastruktur

Der für die geplante Nutzung erforderliche 
Anschlusspunkt ist bereits in kurzer Entfer-
nung zum Plangebiet vorhanden (Strom-
mast). 

Um den Einspeisepunkt zu erreichen, muss 
eine unterirdische Kabeltrasse verlegt wer-
den. 

Darüber hinaus ist keine weitere Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur erforderlich. Es 
fällt kein Schmutzwasser innerhalb des 
Plangebietes an. 

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Bei der Standortsuche für eine Freiflä-
chen-Photovoltaik-Anlage verbleiben auf-
grund der faktischen Bindung an Standor-
te, die unter die Förderkriterien des EEG fal-
len, neben Konversionsstandorten lediglich 
Flächen innerhalb des 110-m-Korridors pa-
rallel zu Autobahnen oder Schienentrassen. 
Innerhalb dieser vorgegebenen Kulisse wur-
den als Suchkriterien bestehende Restriktio-
nen durch Schutzgebiete, landesplanerische 

Vorgaben oder bestehende Nutzungen 
sowie Exposition und Topografie, Grö-
ße der Fläche, ökologische Wertigkeit und 
Eigentumsverhältnisse bzw. Flächenverfüg
barkeit herangezogen.

Auf Grundlage der genannten Kriterien fiel 
die Wahl auf die Fläche südlich entlang der 
Bundesautobahn A 8.

Mehrere Standortalternativen ergaben sich 
aufgrund der Flächenverfügbarkeit sowie 
der gewünschten Nutzung mit spezifischen 
Anforderungen an Andienung und Zu-
schnitt sowie der bauplanungsrechtlich zu-
lässigen Nutzung nicht. 

Angesichts der Ausrichtung eignet sich der 
gewählte Standort gut zur Errichtung einer 
Freiflächen-Photovoltaik-Anlage. 

Gleichzeitig bedingt die bereits bestehen-
de Erschließung des Gebietes eine Mini-
mierung der ökologischen Beeinträchtigun-
gen und damit eine größtmögliche Umwelt
verträglichkeit. 

Auf dem Standort selbst wurden mehre-
re Alternativen hinsichtlich Bebauung bzw. 
Aufstellung der Freiflächen-Photovoltaik- 
Anlage untersucht. Aufgrund der Abhängig-
keit von der Besonnung ist die dargestell-
te Alternative allerdings die einzige, wel-
che alle erforderlichen funktionalen Anfor-
derungen erfüllt.

Blick in das Plangebiet von Nordosten

Blick in das Plangebiet von Nordwesten
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion Grundzentrum Schwalbach, Nahbereich Hülzweiler

Vorranggebiete •	 nicht direkt betroffen

•	 in kurzer Entfernung südwestlich grenzt ein Vorranggebiet für Gewerbe, Industrie und 
Dienstleistungen (VG) an das Plangebiet heran; nicht direkt betroffen

•	 unmittelbar nördlich grenzt eine primäre Straßenverbindung (BAB A 8) an; nicht di-
rekt betroffen

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 keine Restriktionen für das Vorhaben

•	 Kernzone des Verdichtungsraumes

•	 Die vorgesehene Planung steht im Einklang mit den raumordnerisch und landespla-
nerisch vorgegebenen Entwicklungszielen und Grundsätzen vom Landesentwick- 
lungsplan - Teilabschnitt Siedlung.

Landschaftsprogramm •	 keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen; Die vorgesehene Pla-
nung widerspricht insgesamt nicht den raumordnerisch vorgegebenen Entwicklungs-
zielen und Grundsätzen.

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

Der Geltungsbereich befindet sich nicht innerhalb oder in der näheren Umgebung eines 
Natura 2000-Gebietes. Das nächstgelegene Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung, 
das Landschaftsschutzgebiet FFH-L-6606-306 „Wiesenlandschaft zwischen Hülzweiler 
und Schwalbach“, liegt in über 1,5 km Entfernung zum Planungsgebiet südlich des 
Siedlungsgebiets von Hülzweiler und damit deutlich außerhalb des Einwirkbereiches. Zu 
negativen Auswirkungen auf Natura 2000-Gebiete wird es im Zuge der Anlage der PV 
Freiflächenanlage nicht kommen, so dass diesbezüglich erhebliche Beeinträchtigungen 
ausgeschlossen werden können.

Regionalpark Lage im Regionalpark Saar, aber nicht innerhalb eines der Projekträume; Regionalparks 
sind rein informelle Instrumente ohne restriktive Wirkungen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutzgebiete, 
Überschwemmungsgebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Naturparks, 
Nationalparks, Biosphärenreservate 

nicht betroffen

Naturdenkmäler / archäologisch bedeu-
tende Landschaften nach § 6 SDSchG 
oder in amtlichen Karten verzeichnete 
Gebiete

wohl nicht direkt betroffen; etwa im Verlauf der Autobahn A 8 nördlich von Hülzweiler, 
also im Bereich / näheren Umfeld der gesamten Planungsfläche, wird eine römische Stra-
ßentrasse vermutet. Dicht südlich davon ist eine römische Siedlungsstelle nur knapp 200 
m östlich des Planungsgebietes (bei r. 2559960; h. 5465950) sicher lokalisiert.

Geschützter unzerschnittener Raum nach 
§ 6 Abs. 1 SNG

nicht betroffen

Informelle Fachplanungen •	 aufgrund der offiziell vorliegenden Geofachdaten keine Hinweise auf das Vorkom-
men ökologisch hochwertiger Biotoptypen oder Arten innerhalb des räumlichen 
Geltungsbereiches: für das Plangebiet sind im Datenmaterial des Arten- und Bio-
topschutzprogramms (ABSP) und in der Datensammlung ABDS (Arten- und Biotop-
schutzdaten 2013 Saarland) keine Arten oder Flächen dargestellt

•	 Räumlicher Geltungsbereich nicht im Rahmen der Biotopkartierung erfasst (Inter-
net-Abruf Februar 2019)

•	 Auf der Grundlage der offiziellen Geofachdaten keine Hinweise darauf, dass be-
sonders seltene oder schützenswerte Arten oder ökologisch hochwertige Biotope 
betroffen sein könnten; dies gilt insbesondere für gesetzlich geschützte Biotope und 
FFH-Lebensraumtypen
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Kriterium Beschreibung

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere 
und Pflanzen

Da von dem Planvorhaben keine Bäume und Gehölzbestände betroffen sind, sind 
keine speziellen Rodungszeiten vorzugeben, die zum allgemeinen Schutz wild lebender 
Pflanzen und Tiere gemäß § 39 BNatSchG notwendig wären.

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach USchadG, Verbotstatbestand 
nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten d. h. al-
le streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle euro-
päischen Vogelarten. Bei „Allerweltsar-
ten“ mit einem landesweit günstigen Er-
haltungszustand und einer großen Anpas-
sungsfähigkeit kann i.d.R. davon ausge-
gangen werden, dass mit keinen popula-
tionsrelevanten Störungen und keinen Be-
einträchtigungen der ökologischen Funk-
tion ihrer Lebensstätten, insbesondere der 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu rech-
nen ist.

Auf der Basis der vorhandenen Geofachdaten und informellen Fachplanungen liegen 
keine Hinweise auf Konflikte mit artenschutzrechtlich relevanten Tier- oder Pflanzenar-
ten vor. Aufgrund der Habitatausstattung und der bestehenden Vorbelastungen, die mit 
einem hohen Störgrad verbunden sind, kann angenommen werden, dass die Bedeutung 
des Plangebietes als Lebensraum für Tiere und Pflanzen gering ist. Mit dem Auftreten 
artenschutzrechtlich relevanter Arten, insbesondere der Betroffenheit von Fortpflan-
zungsräume oder Ruhestätten von artenschutzrechtlich geschützten Tierarten, ist nicht 
zu rechnen.
Dies konnte im Rahmen der Geländeuntersuchungen bestätigt werden. 
Auf der Grundlage der aktuellen Geländekartierungen kommt dem Eingriffsgebiet aktuell 
keine besondere Bedeutung im Artenschutzrecht zu.
Bei den aktuellen Vegetationserfassungen wurden keine Pflanzenarten des Anhangs IV 
der FFH-Richtlinie (für das Saarland ist lediglich der Prächtige Dünnfarn betrachtungs-
relevant), erfasst, so dass eine Betroffenheit auszuschließen ist.
Dies gilt ebenso für die im Saarland vorkommenden potenziell betroffenen artenschutz-
rechtlich relevanten Tierarten. Weder für die Tiergruppen Fische, Muscheln, Rundmäuler,
Weichtiere, Krebse, Reptilien und Amphibien noch Käfer, Schmetterlinge, Libellen, Heu-
schrecken und Säugetiere bietet das Eingriffgebiet geeigneten Lebensraum. Das Gebiet 
kann zwar von Fledermäusen, bei denen alle Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 
streng geschützt sind, überflogen und bejagd werden, das Vorkommen von Wochenstu-
ben und sonstigen Quartieren kann jedoch aufgrund fehlender Gehölzbestände, Gebäude 
oder sonstiger geeigneter Habitate ausgeschlossen werden. Ein erheblicher, populations-
relevanter Verlust von essentiellen Nahrungsgebieten kann aufgrund der Kleinflächigkeit 
des Geltungsbereiches und des großen Aktionsraumes von Fledermäusen ausgeschlossen 
werden. Die Nutzung als Jagdgebiet ist zudem auch nach Errichtung der PV-Anlage mög-
lich. Störwirkungen gehen ebenso wie eine signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos von 
einem Solarpark auf Fledermäuse nicht aus. Der Eintritt eines Verbotstatbestandes nach 
§ 44 BNatSchG wird für die Microchiroptera insgesamt ausgeschlossen.
Auf der Basis der vorhandenen Geofachdaten sowie der Ergebnisse der Geländekartie-
rungen sind weder Brutstätten von Vogelarten des Anhangs I der Vogelschutzrichtlinie 
oder von streng geschützten Vogelarten noch Fundnachweise für Rast- und Zugvogel-
arten im Geltungsbereich bekannt und aufgrund der Habitatausstattung sowie der be-
stehenden Vorbelastungen auch auszuschließen. Ebenso wenig bietet das Plangebiet 
sonstigen europäischen Vogelarten Fortpflanzungsräume oder Ruhestätten. Dies schließt 
auch Offenland bewohnende Vogelarten wie die Feldlerche mit ein. Diese wurden wäh-
rend der Geländekartierungen nicht nachgewiesen und ein Vorkommen ist aufgrund der 
Habitatausstattung mit einer Vielzahl von Vertikalstrukturen auch nicht anzunehmen.
Das Tötungsverbot kommt bezüglich der Avifauna im Zusammenhang mit dem 
Planvorhaben nicht zum Tragen, da mit einer PV-Freiflächenanlage kein relevantes, insbe-
sondere signifikantes Tötungs- oder Verletzungsrisiko verbunden ist. Da keine Brut- und 
Ruhestätten von Vogelarten betroffen sind, kann ebenso der Eintritt des Schädigungs-
verbotes ausgeschlossen werden. Betrachtungsrelevant könnte damit lediglich das Stö-
rungsverbot sein. Bezüglich der Zugvögel kann dieses ebenfalls ausgeschlossen werden, 
da das Gebiet im Umfeld des Geltungsbereiches für Rast- und Zugvogelarten keine Rolle 
spielt.
Bei den Geländebegehungen wurden im Geltungsbereich und dessen näheren Umfeld 
lediglich einzelne Individuen von (sehr) häufigen und ubiquitär verbreiteten, störungsun-
empfindlichen Vogelarten mit wenig spezialisierten Ansprüchen und großer Anpassungs-
fähigkeit sowie (sehr) gutem Erhaltungszustand erfasst, die das Eingriffsgebiet überflo-
gen oder zur Nahrungssuche nutzten. 
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Kriterium Beschreibung

Aufgrund der im Vergleich zu den in der Umgebung liegenden landwirt schaftlichen 
Nutzflächen ähnlicher Ausstattung geringen Flächengröße der Photovoltaik-Anlage kann 
bei einer potenziellen Nutzung des Eingriffsgebietes zur Nahrungssuche von genügend 
Ausweichflächen für hier eventuell vorkommende Vogelindividuen ausgegangen werden. 
Da für allgemein verbreitete Vogelarten nie alle möglichen Habitatstrukturen vollständig 
besetzt sind, ist dies problemlos möglich, d.h. die ökologische Funktion der genutzten 
Lebensstätten wird auch nach Planrealisierung im räumlichen Zusammenhang weiter-
hin erfüllt sein. Zu populationsrelevanten Auswirkungen durch Beeinträchtigungen der 
ökologischen Funktion von Lebensstätten, insbesondere von Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten, mit einer dadurch hervorgerufenen signifikanten und nachhaltigen Änderung 
des Fortpflanzungserfolges und Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen 
Populationen wird es nicht kommen. Zudem zeigen Untersuchungen, dass der Lebens-
raum neben und zwischen
Modulen von PV-Freiflächenanlagen zumindest für einige Vogelarten nicht gänzlich als 
Lebensraum verloren geht.
Mit relevanten anlage-, betriebs- oder baubedingten Scheuchwirkungen ist ebenfalls 
nicht zu rechnen. Dies schließt auch die in der näheren Umgebung des Projektgebietes 
vorkommenden Vogelindividuen mit ein, die durchweg geringe Störsensibilität zeigen.
Wie bei den übrigen Tiergruppen kann daher auch bezüglich der Avifauna der Eintritt 
eines Verbotstatbestandes nach § 44 BNatSchG ausgeschlossen werden.
Insgesamt gilt, dass einzelne Individuen von weit verbreiteten, euryöken und störungs-
unempfindlichen Tierarten mit breitem Habitatspektrum, wenig spezialisierten Ansprü-
chen und (sehr) gutem Erhaltungszustand zwar kleinflächig nicht essentielle Teil-Habitate 
(Nahrungsgebiet) verlieren können, die örtlichen Tier-Populationen werden jedoch auf 
Grund der großen Anpassungsfähigkeit, des großen Aktionsradius (Vögel, evtl. jagende 
Fledermäuse), des Vorhandenseins ausreichend großer vergleichbarer Lebensräume im 
direkten Umfeld, auf die ausgewichen werden kann, sowie des landesweit (sehr) guten 
Erhaltungszustandes keine erheblichen Beeinträchtigungen erfahren. Zudem steht das 
Gebiet auch nach Realisierung der Planung für viele Tierarten als Lebensraum zur Ver-
fügung. Es wird nicht zu einer signifikanten und nachhaltigen Änderung des Fortpflan-
zungserfolges mit einer dadurch hervorgerufenen Veränderung des Erhaltungszustandes 
der Tierpopulationen kommen. Damit liegen die Voraussetzungen für eine Legalausnah-
me nach § 44 Abs. 5 BNatSchG vor.

Sowohl erhebliche anlagen- als auch bau- und betriebsbedingte Beeinträchtigungen, die 
einen Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG auslösen könnten, werden 
nicht prognostiziert. Nach derzeitigem Kenntnisstand wird es aus fachgutachterlicher 
Sicht weder zum Eintritt des Tötungs- und (Be)Schädigungsverbotes kommen, noch 
kommt das Störungsverbot zum Tragen, so dass kein Verbotstatbestand im Sinne des § 
44 BNatSchG vorliegt.

Eine Ausnahmeprüfung i.S. § 45 Abs. 7 BNatSchG ist aus fachgutachterlicher Sicht nicht 
notwendig.

Es liegen keine Hinweise darauf vor, dass es zu Schädigungen an bestimmten geschützten 
Arten und natürlichen Lebensräumen im Sinne des Umweltschadensgesetzes kommen 
könnte, die einer Haftungsfreistellung entgegenstehen. Als Umweltschaden ist dabei 
(neben einer nachhaltigen Schädigung von Gewässern und des Bodens) eine Schädigung 
von Arten und natürlichen Lebensräumen nach Maßgabe des § 19 des Bundesnatur-
schutzgesetzes zu verstehen. Hierunter fallen Zugvögel, Vogelarten des Anhangs I der 
EU- Vogelschutzrichtlinie, Tier- und Pflanzenarten der Anhänge II und IV der FFH- Richt-
linie sowie natürliche Lebensräume (Lebensräume der Anhang I- und Anhang II - Arten 
der FFH-/ Vogelschutzrichtlinie, Lebensraumtypen des Anhangs I der FFH- Richtlinie sowie 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten der in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführten Arten). 
Auf der Grundlage der Geländeuntersuchungen, der vorhandenen Geofachdaten sowie 
der Habitatausstattung des Plangebietes liegen über die beschriebenen Ausführungen hi-
naus keine Hinweise auf das Vorkommen besonders geschützter Tier- und Pflanzenarten 
innerhalb des Einwirkungsbereiches des Vorhabens vor.
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Kriterium Beschreibung

Neben den Arten mit einer besonderen internationalen oder nationalen Verantwortung 
sind bezüglich der Umweltschädigung auch FFH-Lebensraumtypen zu beachten. Im di-
rekten Eingriffsgebiet kommt zwar eine Wiese des FFH-LRT 6510 vor, diese weist aller-
dings lediglich einen durchschnittlich-beschränkten Erhaltungszustand auf, so dass deren 
Empfindlichkeit und Schutzwürdigkeit als mittel zu bewerten ist. Eine Kompensation des 
Verlustes dieser FFH-LRT 6510-Wiese ist durch geeignete Ausgleichsmaßnahmen mit 
der adäquaten Neu-Entwicklung einer FFH-LRT 6510 - Wiese im räumlich-funktionalen 
Zusammenhang kurz bis mittelfristig erreichbar, so dass die Möglichkeit der Schadens-
bewältigung besteht. Erhebliche Beeinträchtigungen mit einer Veränderung des Erhal-
tungszustandes dieses Lebensraumtyps im Naturraum sind daher auch bezüglich dieser 
FFH-LRT-Wiese nicht zu befürchten.
Zumal handelt es sich um eine lediglich temporäre Inanspruchnahme, die auf die Zeit des 
Betriebs der PV-Anlage beschränkt ist. Auch während des Betriebs der PV-Anlage kann 
sich zwischen den Modulen aufgrund der im Rahmen von Ausgleichsmaßnahmen fest-
gesetzten extensiven Nutzung extensives Grünland entwickeln bzw. bestehen bleiben.
Es kann insgesamt mit einer hinreichenden Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen wer-
den, dass in naher Zukunft kein durch das Planvorhaben hervorgerufener Umweltscha-
den eintreten wird. Die Voraussetzungen für eine Haftungsfreistellung für Schäden an 
bestimmten Arten und natürlichen Lebensräumen nach § 19 des Bundesnaturschutzge-
setzes sind aus fachgutachterlicher Sicht nach derzeitigem Kenntnisstand erfüllt.

Die Planmaßnahme stellt einen Eingriff in Natur und Landschaft nach § 14 Absatz 1 
BNatSchG vom 01.03.2010 dar. Bei einem Eingriff ist - unter Berücksichtigung des all-
gemeinen Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes als limitierenden Faktor - das Vermeidungs-
gebot zwingend zu beachten. Kommt es trotz der Beachtung von Vermeidungs- und 
Minimierungsmaßnahmen zu einer Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit des Natur-
haushaltes oder des Landschaftsbildes, so muss dafür ein Ausgleich geschaffen werden.
Die Verminderungs-, Schutz- und Ausgleichsmaßnahmen sind dem Maßnahmenplan zum 
Umweltbericht zu entnehmen und werden als Festsetzung in den Bebauungsplan über-
nommen.
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Darstellung: Fläche für die Landwirtschaft (Quelle Flächennutzungsplan Gemeinde 
Schwalbach)

Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB nicht erfüllt; parallele Teiländerung des Flä-
chennutzungsplanes im Bereich des Geltungsbereiches (Schwarze Balkenlinie);

Bestand

Teiländerung
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Art der baulichen Nutzung 
- Sonstiges Sondergebiet 
„Photovoltaik“

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 
Abs. 2 BauNVO

Gemäß § 11 Abs. 1 BauNVO ist ein solches 
Gebiet als Sonstiges Sondergebiete festzu-
setzen, das sich von den Baugebieten nach 
den §§ 2 bis 10 BauNVO wesentlich unter-
scheidet. Analog Abs.  2 ist deren Zweck
bestimmung und die Art der Nutzung fest-
zusetzen.

Ziel der vorliegenden Planung ist, die 
Nutzung des Gebietes mit einer Freiflä-
chen-Photovoltaik-Anlage planungsrecht- 
lich vorzubereiten.

Deshalb sind innerhalb des Baufensters An-
lagen zur Erzeugung von Strom aus solarer 
Strahlungsenergie zulässig.

Weiterhin wurde die Zulässigkeit von An-
lagen festgesetzt, die erforderlich sind, um 
die angestrebte Hauptnutzung zu realisie-
ren.

Zur internen Erschließung des Sonsti-
gen Sondergebietes „Photovoltaik“ sind 

Zuwegungen zulässig. Ein wichtiges Ele-
ment jeglicher Nutzung ist die Entwäs-
serung. Vorrichtungen zur Entwässerung 
müssen zwingend zulässig sein, um einen 
schadlosen Abfluss von Wasser zu ermög-
lichen.

Die Errichtung von Zäunen und Über
wachungskameras dient dem Schutz der 
Anlage vor Vandalismus und Diebstahl.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr.  1 BauGB i.V.m. § 18 
BauNVO

Die Festsetzung der maximalen Höhe bau-
licher Anlagen dient der Verhinderung 
einer Höhenentwicklung über das unbe-
dingt nötige Maß hinaus und sorgt somit 
für ein möglichst harmonisches Einfügen 
in das Landschaftsbild. Innerhalb der zuläs-
sigen Höhe können alle technischen Mög-
lichkeiten für eine möglichst optimierte 
Photovoltaiknutzung ergriffen werden.

Grundflächenzahl und maximal 
versiegelbare Grundfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 
BauNVO

Die Grundflächenzahl nach §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter überbaute Grundflä-
che je Quadratmeter Grundstücksfläche zu-
lässig ist.

Die Bemessungsobergrenze für die bauliche 
Nutzung liegt in sonstigen Sondergebieten 
bei einer Grundflächenzahl von 0,8.

Im Sonstigen Sondergebiet „Photovoltaik“ 
ist jedoch eine Grundflächenzahl von 
0,6 für die projizierte überbaubare Flä-
che ausreichend, um die Belegungsdich-
te der Modultische zu regeln. Im Unter-
schied zu sonstigen baulichen Anlagen 
bringen Photovoltaikanlagen in aufge-
ständerter Bauweise einen sehr gerin-
gen Versiegelungsgrad mit sich. Der tat-
sächliche Versiegelungsgrad wird durch 
die Verankerung der Unterkonstruktion 
für die Photovoltaikmodultische im Bo-
den sowie durch die Flächen von Wech-
selrichtern und Trafogebäuden hervorge-
rufen. Daher wird zusätzlich festgesetzt, 

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes; ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

TEIL A: PLANZEICHNUNG

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

SONSTIGES SONDERGEBIET „PHOTOVOLTAIK“ (SOPV)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 11 BAUNVO)

Anlagenhöhe 3 m HÖHE BAULICHER ANLAGEN, HIER: MAXIMALE HÖHE DER PHOTOVOLTAIK-ANLAGE ÜBER ANSTEHENDEM GELÄNDE
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GRZ
max. 0,6

GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 19 BAUNVO)

GR
max. 200 qm

MAXIMAL VERSIEGELBARE GRUNDFLÄCHE IM GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 19 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB U. § 23 ABS. 3 BAUNVO)

FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTEN BZW. NUR EINGESCHRÄNKT BEBAUBAR SIND; HIER: BAUBESCHRÄNKUNGSZONE (100M) UND BAUVERBOTSZONE (40M) 
(§ 9 ABS. 1 NR. 10 UND ABS. 6 BAUGB)

F VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: FELDWIRTSCHAFTSWEG
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

A1 MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT
(§ 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB)

Baugebiet Anlagenhöhe

Grundfl ächenzahl Grundfl äche

- -

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB

 SONSTIGES SONDERGEBIET „PHOTOVOLTAIK“ 
(SOPV)
GEM. § 11 BAUNVO

zulässig sind:

Gebiet für die Errichtung einer Freifl ächen-Photovolta-
ik-Anlage, siehe Plan.

1. Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer 
Strahlungsenergie (Photovoltaik-Anlage).

2. Alle zum Betrieb der Photovoltaik-Anlage erfor-
derlichen Anlagen, Funktionen, Bauteile, Zufahr-
ten, Zuleitungen, Zuwegungen, Zäune, Wechsel-
richter, Transformatoren, Überwachungskameras.

3. Alle zur Entwässerung des Plangebietes notwen-
digen Infrastrukturen (z.B. Entwässerungsrinnen, 
-becken und -mulden) samt Zubehör.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. §§ 16 - 21 
A BAUNVO

2.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Photovoltaikmodule dürfen maximal 3 m über 
das heutige Gelände hinausragen. Zäune sind bis zu 
einer Höhe von 2,6 m inklusive eines zulässigen Über-
steigschutzes zulässig. Alle sonstigen Anlagen und 
Nebenanlagen (z.B. Wechselrichter und Trafogebäude) 
dürfen eine Höhe von 3 m nicht überschreiten. Anla-
gen für den Blitzschutz und Kameramasten zur Über-
wachung des Geländes dürfen eine Höhe von max. 
3,5 m aufweisen. Unterer Bezugspunkt ist die natür-
liche Geländeoberkante.

2.2 GRUNDFLÄCHENZAHL UND MAXIMAL 
VERSIEGELBARE GRUNDFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird für die Modulfl äche 
als projizierte überbaubare Fläche auf 0,6 festgesetzt. 
Die GRZ bezieht sich auf das gesamte Sonstige Son-
dergebiet.
Die maximal versiegelbare Grundfl äche (tatsächliche 
Bodenversiegelung durch Rammpfosten der Unter-
gestelle, Wechselrichter, Transformatoren, Übergabe-
station, Zaunpfosten u.ä.) darf insgesamt maximal 
200 qm betragen.

3. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 
BAUNVO

Siehe Plan.
Die überbaubare Grundstücksfl äche wird im Plan mit-
tels Baugrenze festgesetzt. Die PV-Modultische sind 
innerhalb der im Plan defi nierten Baugrenze zu errich-
ten.
Innerhalb der überbaubaren Grundstücksfl äche dür-
fen außerdem alle zum Betrieb der Photovoltaik-An-
lage erforderlichen Anlagen, Funktionen, Bauteile, 
Zuwegungen und Einfriedungen errichtet werden.
Des Weiteren dürfen innerhalb und außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksfl äche alle zur Entwässe-
rung des Plan gebietes notwendigen Entwässerungs-
becken, -gräben und -mulden samt Zubehör ausge-
baut werden.
Zäune, Zuwegungen, Zuleitungen, Einfriedungen, 
Wechselrichter und Kameramasten dürfen auch 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl äche er-
richtet werden. 

5. FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG 
FREIZUHALTEN BZW. NUR EINGE-
SCHRÄNKT BEBAUBAR SIND; HIER: 
BAUBESCHRÄNKUNGSZONE (100M) UND 
BAUVERBOTSZONE (40M) 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 10 UND ABS. 6 BAUGB

Siehe Plan.
Die entsprechend gekennzeichneten Zonen werden 
gem. § 9 FStrG nachrichtlich übernommen und als 
Flächen, die von der Bebauung freizuhalten bzw. nur 
eingeschränkt bebaubar sind festgesetzt. Es gelten die 
entsprechenden Hinweise zur Bebaubarkeit mit Photo-
voltaik-Anlagen.

6. VERKEHRSFLÄCHE BESON-
DERER ZWECKBESTIMMUNG; 
FELDWIRTSCHAFTSWEG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

7. OBERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNG; 
HIER: 0,4-KV-NIEDERSPANNUNGSFREILEI-
TUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB

Siehe Plan.

8. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

A1: Innerhalb des Sondergebietes Photovoltaik ist auf 
den nicht versiegelten Flächen fl ächendeckend exten-
sives Dauergrünland zu entwickeln.
Die Wiesen sind regelmäßig ein- bis maximal zweimal 
pro Jahr mit einem frühesten ersten Schnitt nicht vor 
der Hauptblütezeit der Gräser zu mähen. Als Orientie-
rung kann bei zweischüriger Mahd als erster Termin 
ca. Mitte Juni angesetzt werden. Der zweite Schnitt 
soll nach etwa acht Wochen Ruhezeit im August er-
folgen. Bei einer einmaligen Mahd kann als Orien-
tierungstermin ca. Anfang Juli angenommen werden. 
Das Mahdgut ist jeweils von der Fläche zu entfernen. 
Auf die Verwendung von Düngemitteln alle Art sowie 
den Einsatz von Herbiziden und Pfl anzenschutzmitteln 
ist zu verzichten. Es ist auch eine Extensivbeweidung
mit Schafen (Landschaftspfl egerasse) mit einem Be-
satz von maximal 1 GVE/ha möglich.

Zur Umwandlung der aktuellen Ackerfl ächen in Dauer-
grünland ist zunächst eine Bodenvorbereitung durch-
zuführen: nach dem Abmähen des bestehenden Ve-
getationsbewuchses mit Entfernen des Mahdgutes 
von der Fläche ist der Boden intensiv zu grubbern 
und für eine Einsaat vorzubereiten (Herstellung Fein-
planum). Die Neu-Entwicklung der Wiese kann durch 
Selbstbegrünung im Rahmen der natürlichen Suk-
zession, durch Einsaat einer standortgerechten ge-
bietsheimischen Regio-Saatgutmischung mit der re-
gionalen Herkunft „Oberrheingraben mit Saarpfälzer 
Bergland“(Region 9), durch Heumulchverfahren oder 
Mahdgut-Übertragung mit Frischmulch erfolgen.

Diese extensive Grünlandnutzung ist für den komplet-
ten Zeitraum der photovoltaischen Nutzung des Ge-
bietes durchzuführen.

9. KOMPENSATIONSMASSNAHMEN
GEM. § 9 ABS. 1A BAUGB

Die Überplanung einer FFH-LRT 6510-Wiese in einem 
Flächenumfang von ca. 4.830 m² sowie das im Zu-
sammenhang mit dem Planvorhaben entstehende 
ökologische Defizit von 21.922 ökologischen Wertein-
heiten soll im unmittelbaren bzw. im dichten Umfeld 
des Geltungsbereiches (ca. 200 m westlich) erfolgen.
Es handelt sich um Teile von vier Wiesenparzellen 
nördlich des Umspannwerkes, ca. 200 m westlich des 
Plangebietes, sowie drei Wiesenparzellen im unmittel-
baren westlichen Anschluss bzw. eine Parzelle südlich 
in ca. 10 m Entfernung zum Geltungsbereich.

Die Maßnahmenflächen umfassen folgende Parzellen:
• Flur 2, Parzellen 77/2, 76/3, 72/3 und 68/2: jeweils 

nur nördliche Teile davon,
• Flur 2, Parzelle 93/1, 94/1 und 95/1,
• Flur 2, Nr. 397/96

Die Wiesen sind regelmäßig ein- bis maximal zwei-
mal pro Jahr mit einem frühesten ersten Schnitt 
nicht vor der Hauptblütezeit der Gräser zu mähen. 
Als Orientierung kann je nach Witterungsverlauf 
als erster Mahd-Termin ca. Anfang bis Mitte Juni 
angesetzt werden. Bei zweischüriger Mahd soll der 
zweite Schnitt nach etwa acht Wochen Ruhezeit 
Anfang/Mitte August erfolgen. Das Mahdgut ist jeweils 
von der Fläche zu entfernen. Auf die Verwendung 
von Düngemitteln aller Art sowie den Einsatz von 
Herbiziden und sonstigen Pflanzenschutzmitteln ist zu 
verzichten. Eine Beweidung der Fläche ist ebenso wie 
ein Pflegeumbruch nicht zulässig.

Entwicklungsziel ist jeweils eine extensiv genutzte 
arten- und blütenreiche Magerwiese, die den Vorgaben 
eines FFH-LRT 6510 in Erhaltungszustand B (derzeiti-
ge FFH-LRT 65010-Wiese in EHZ C) bzw. mindestens 
Erhaltungszustand C (alle übrigen Wiesen) entspricht.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB + BAUNVO)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:
• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634).
• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
3786).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichen-
verordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 
(BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Ju-
li 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 8 des Gesetzes vom 13. Mai 2019  (BGBI. I 
S. 706).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Absatz 3 des Gesetzes vom 27. September 2017 
(BGBl. I S. 3465). 

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
04. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2254).

• Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 
(BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 17. Dezember 2018 (BGBI. I S. 
2549).

• Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 
2017 (BGBl. I S. 3370).

• Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 

(BGBI. I S. 1274), das zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771).

• § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 15. Juni 2016 
(Amtsbl. I S. 840).

• Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. I S. 358, 2014 I S. 822).

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 13. Februar 2019 
(Amtsbl. I S. 324).

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saarlän-
dischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358).

• Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 13. Februar 2019 (Amtsbl. I S. 
324).

• Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002, zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 21. November 
2007 (Amtsbl. S. 2393). 

• Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung im 
Saarland (SaarlUVPG) vom 30. Oktober 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 2494), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 13. Oktober 2015 (Amtsbl. I S. 790).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

• Da von dem Planvorhaben keine Bäume und Gehölzbestände betroffen sind, sind keine speziellen Ro-
dungszeiten vorzugeben, die zum allgemeinen Schutz wild lebender Pflanzen und Tiere gemäß § 39 
BNatSchG notwendig wären.

• Innerhalb der Baubeschränkungszone (100 m) sind bauliche Anlagen nur unter Zustimmung der obersten 
Landesstraßenbaubehörde zulässig. Innerhalb der Bauverbotszone parallel zur BAB 8 dürfen Hochbauten 
i.S.d. FStrG nur dann errichtet werden, wenn die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht beeinträch-
tigt wird. Hochbauten i.S.d. FStrG sind alle baulichen Anlagen, die sich über die Erdgleiche erheben. Photo-
voltaik-Anlagen inkl. Einfriedung können innerhalb der 40 m-Bauverbotszone unter Berücksichtigung der 
„Richtlinien für passiven Schutz an Straßen durch Fahrzeug-Rückhaltesysteme“ (RPS) bis zu einem minima-
len Abstand von 20 m zum äußeren Rand der befestigten Fahrbahn errichtet werden (zur Abgrenzung siehe 
Planzeichnung). 

• Baudenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen. Etwa im Verlauf der 
Autobahn A 8 nördlich von Hülzweiler, also im Bereich / näheren Umfeld der gesamten Planungsfläche, 
wird eine römische Straßentrasse vermutet. Dicht südlich davon ist eine römische Siedlungsstelle nur knapp 
200 m östlich des Planungsgebietes (bei r. 2559960; h. 5465950) sicher lokalisiert.

• Sind im Plangebiet Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen bekannt oder ergeben sich bei späteren 
Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländi-
sches Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, die untere Bodenschutzbehörde des Landesamtes 
für Umwelt- und Arbeitsschutz zu informieren.

• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberflächenabflüsse aufgrund 
von Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern 
darf kein zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflä-
chenplanung vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von 
möglichen Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und 
Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

• Durch das Plangebiet verläuft eine 0,4-kV-Niederspannungsfreileitung der energis-Netzgesellschaft mbH. 
Grundsätzlich sind Baumaßnahmen in der Nähe von Einrichtungen der energis-Netzgesellschaft mbH vor 
Baubeginn mit der Organisationseinheit R VV, aufgrund der erforderlichen Einweisungen und evtl. notwen-
digen Sicherheitsmaßnahmen abzustimmen.

• Es liegen keine Luftbilder oder sonstige Unterlagen vor, die eine Kampfmittelbelastung für den Planungs-
bereich dokumentieren. Somit ist es dem Kampfmittelbeseitigungsdienst nicht möglich, Aussagen zu 
möglichen Kampfmitteln im Bereich der geplanten Baumaßnahme zu machen. Sollten wider Erwarten 
Kampfmittel gefunden werden (Zufallsfunde), so ist über die zuständige Polizeidienststelle der Kampfmittel-
beseitigungsdienst unverzüglich zu verständigen.

HINWEISE

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 LBO)
Die Photovoltaik-Anlage ist einzuzäunen. Zäune sind bis zu einer Höhe von 2,6 m zulässig. Die Abstandsvor-
gaben gem. Bundesfernstraßengesetz zur Fahrbahn der BAB 8 sind zu beachten. Die Zaunanlage um die Photo-
voltaik-Anlage ist so zu gestalten, dass sie für Klein- und Mittelsäuger durchlässig ist. Auf Sockelmauern sollte 
aus Gründen der Durchlässigkeit grundsätzlich verzichtet werden. Die Zaununterkante sollte etwa 20 cm über 
der Geländeoberfl äche liegen.
Um die negativen Auswirkungen der Zaunanlage auf das Landschaftsbild möglichst zu minimieren, sollte die 
Zaunanlage in gedeckten grünen Farbtönen (z.B. RAL 6002, RAL 6005 oder RAL 6009 ) gehalten werden.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO)

VERFAHRENSVERMERKE
• Der Gemeinderat der Gemeinde Schwalbach hat 

am __.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes „Freifl ä-
chen-Photovoltaik-Anlage Hülzweiler” beschlossen 
(§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan aufzustellen, 
wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht 
(§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebau ungs planes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegen schaftskataster überein-
stimmen.

• Die Öffentlichkeit wurde im Rahmen einer Unter-
richtung in der Zeit vom __.__.____ bis einschließ-
lich __.__.____ frühzeitig beteiligt (§ 3 Abs. 1 
BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden, deren Aufga-
benbereich von der Planung berührt werden kann, 
wurden mit Schreiben vom __.__.____ frühzeitig 
beteiligt und von der Planung unterrichtet und um 
Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen 
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB (Scoping) aufgefordert 
(§ 4 Abs. 1 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.____ zur Stellung nahme eingeräumt.

• Der Gemeinderat der Gemeinde Schwalbach hat in 
seiner Sitzung am __.__.____ den Entwurf gebil-
ligt und die  öffentliche Auslegung des Bebauungs-
planes „Freifl ächen-Photovoltaik-Anlage Hülzwei-
ler” beschlossen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) 
sowie der Begründung, hat in der Zeit vom 
__.__.____ bis ein schließlich __.__.____ öffent-
lich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 BauGB). 

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem Hin-
weis, dass Stellungnahmen während der Ausle-
gungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per Mail abgegeben wer-
den können, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können, 
am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht (§ 3 
Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ von der Auslegung be-
nachrichtigt (§ 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 
BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine 
Frist bis zum __.__.____ zur Stellung nahme ein-
geräumt. 

• Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öffent-
licher Belange sowie der Bürger Anregungen und 
Stellungnahmen ein. Die Abwägung der vorge-
brachten Bedenken und Anregungen erfolgte durch 
den Gemeinderat am __.__.____. Das Ergebnis 
wurde denjenigen, die Anregungen und Stellung-
nahmen vorgebracht haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 
Satz 4 BauGB).

• Der Gemeinderat hat am __.__.____ den Bebau-
ungsplan „Freifl ächen-Photovoltaik-Anlage Hül-
zweiler” als Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 
BauGB). Der Bebauungsplan besteht aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) so-
wie der Begründung.

• Der Bebauungsplan „Freifl ächen-Photovoltaik-An-
lage Hülzweiler” wird hiermit als Satzung ausgefer-
tigt.

 Schwalbach, den __.__.____   

 ________________
 Der Bürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 BauGB, 
ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der Entschädi-
gungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 
sowie Abs. 4 BauGB und § 44 Abs. 5 BauGB und 
auf die Rechtsfolgen des § 12 Abs. 6 KSVG hinge-
wiesen worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan „Freifl ächen-Photovoltaik-Anlage Hülzwei-
ler“, bestehend aus der Plan zeich nung (Teil A) und 
dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung, in Kraft 
(§ 10 Abs. 3 BauGB).

 Schwalbach, den __.__.____   

 ________________
 Der Bürgermeister
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Gemeinde Schwalbach
Hauptstraße 92
66773 Schwalbach
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Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. Durch Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. Demzufolge kann die Genauigkeit der 
digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit der zugrunde gelegenen, analogen Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten entnommen, muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, dass 
die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten (Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen.

Schutzabstand Wald
Gem. § 14 Abs. 3 LWaldG ist bei der Errichtung von Gebäuden auf waldnahen Grundstücken ein Abstand von 
30 Metern zwischen Waldgrenze und Außenwand des Gebäudes einzuhalten. Die gleichen Abstände sind bei 
der Neubegründung von Wald zu Gebäuden einzuhalten. Durch die Erweiterung bestehender Gebäude dürfen 
die gemäß Satz 1 einzuhaltenden Abstände nicht verkürzt werden. Die Forstbehörde genehmigt Ausnahmen 
von dem gemäß Satz 1 einzuhaltenden Abstand, wenn
• der Eigentümer des zu bebauenden Grundstücks zugunsten des jeweiligen Eigentümers des von der Ab-

standsunterschreitung betroffenen Grundstücks eine Grunddienstbarkeit mit dem Inhalt bestellt, die forstwirt-
schaftliche Nutzung des von der Abstandsunterschreitung betroffenen Grundstücks einschließlich sämtlicher 
Einwirkungen durch Baumwurf zu dulden und insoweit auf Schadensersatzansprüche aus dem Eigentum zu 
verzichten und 

• aufgrund der Standortgegebenheiten, insbesondere der Geländeausformung, der Waldstruktur sowie der 
Windexposition keine erhöhte Baumwurfgefahr besteht.

Dem Antrag auf Genehmigung einer Ausnahme ist ein Plan beizufügen, aus dem die Flurstücksbezeichnung des 
Grundstücks sowie die genaue Lage des zu errichtenden baulichen Anlagen auf dem Grundstück hervorgehen.

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME (§ 9 ABS. 6 BAUGB)

Das beschriebene Pflegeregime der Wiesen ist unmit-
telbar nach Beschlussfassung des Bebauungsplanes zu 
berücksichtigen. Die Durchführung der Maßnahmen 
sowie der Erhalt der Wiesen im angestrebten 
Entwicklungszustand sind für die Dauer der Nutzung 
der PV-Freiflächenanlage zu gewährleisten.
Im Rahmen der entwickelten Kompensations-
maßnahmen können 23.318 ökologische Werteinheiten 
generiert und damit das im Zusammenhang mit der 
geplanten PV-Freiflächenanlage entstehende ökolo-
gische Defizit von 21.922 öW kompensiert werden. 
Daneben erfolgt durch die Neuentwicklung von FFH-LRT 
6510-Wiesen im Flächenumfang von 5.130 m² sowie 
die anvisierte Aufwertung des Erhaltungszustandes 
einer FFH-LRT 6510-Wiese von EHZ C in EHZ B im 
Flächenumfang von 760 m² die Kompensation des im 
Rahmen des geplanten Vorhabens entstehenden LRT-
6510-Verlustes auf einer Fläche von insgesamt 4.830 
m².

10. RÜCKBAUVERPFLICHTUNG UND 
FOLGENUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 2 BAUGB

Die festgesetzten Nutzungen sind nur so lange zuläs-
sig, wie die Photovoltaik-Anlage betrieben wird. Nach 
Betriebsende ist diese innerhalb von zwei Jahren ein-
schließlich aller Nebeneinrichtungen und Fundamente 
zurückzubauen. Als Folgenutzung wird eine Fläche für 
die Landwirtschaft festgesetzt.

11. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.
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dass die Bodenversiegelung (Rammpfosten 
der Untergestelle, Wechselrichter, Transfor-
matoren, Übergabestation und Zaunpfos-
ten) maximal 200  qm erreichen darf. Die-
se Flächenangabe wird auch Grundlage der 
Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung.

Überbaubare und nicht über- 
baubare Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Die Festsetzung der Baugrenzen erlaubt 
die Errichtung der Freiflächen-Photovoltaik
Anlage an den vorgesehenen Stelle. Das 
Baufenster ist ausreichend groß dimensio-
niert, um alle zur Errichtung und zum Be-
trieb der Freiflächen-Photovoltaik-Anla-
ge notwendigen Nebenanlagen und Funk-
tionen anzulegen. Somit ist eine maximale 
Ausnutzung der Fläche im Plangebiet mög-
lich.

Aus Erschließungsgründen, einerseits wäh-
rend der Bauzeit aber auch während des 
Betriebes der Anlage, können Zuwegungen 
innerhalb der überbaubaren Grundstücks
fläche angelegt werden, um einen geregel-
ten Betriebsablauf inklusive Wartung und 
Pflege der Photovoltaik-Anlage zu gewähr-
leisten.

Zur Ableitung von nicht versickertem 
Niederschlagswasser können entsprechen-
de Einrichtungen zur Entwässerung samt 
erforderlichem Zubehör gebaut werden.

Flächen, die von der Bebauung 
freizuhalten bzw. nur einge-
schränkt bebaubar sind; hier: 
Baubeschränkungszone (100m) 
und Bauverbotszone (40m)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB

Der Geltungsbereich liegt in kurzer Entfer-
nung zur Bundesautobahn A 8. Aus die-
sem Grund gelten die gesetzlichen Vorga-
ben des FStrG für das Planvorhaben. Mit der 
getroffenen Festsetzung wird gewährleistet, 
dass keine negativen Auswirkungen auf die 
Verkehrssicherheit der BAB A 8 durch das 
Planvorhaben zu erwarten sind. Die ent-
sprechenden Hinweise werden in den Be-
bauungsplan eingestellt.

Verkehrsfläche besonderer 	
Zweckbestimmung; hier: 
Feldwirtschaftsweg

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Durch die Festsetzung der Verkehrsfläche  
besonderer Zweckbestimmung; hier: 
Feldwirtschaftsweg wird die Erschließung 
des Plangebietes sichergestellt. 

Die Festsetzung dient zudem der Sicherstel-
lung der öffentlichen Zugänglichkeit der an-
grenzenden landwirtschaftlichen Flächen.

Oberirdische Versorgungslei-
tung; hier: 0,4-kV-Niederspan-
nungsfreileitung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Durch das Plangebiet verläuft eine oberir-
dische Versorgungsleitung. Da hiervon Flä-
chen des Sonstigen Sondergebietes in An-
spruch genommen werden, wird der Verlauf 
der Leitung in den Bebauungsplan über-
nommen. Vor der Bebauung dieser Flächen 
müssen die erforderlichen Einweisungen 
oder eine Verlegung der Leitungen rechtzei-
tig mit dem Versorgungsträger abgestimmt 
werden. 

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Natur, Boden und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Minimierung der Umweltwirkungen im All-
gemeinen und der Vermeidung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG. Darüber hinaus sollen die 
Festsetzungen dazu beitragen, die Beein-
trächtigungen der durch das Planvorhaben 
induzierten Eingriffe zu mindern und so 
weit wie möglich auszugleichen.

Durch die Umwandlung des Plangebietes 
in extensives Grünland sowie die Extensiv
ierung der Grünlandbereiche mit einer Re-
duzierung der Schnitt-Häufigkeit und spä-
tem Schnitt sowie einem zukünftigen Ver-
zicht auf das Einbringen von Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteln kann eine Regene-
ration beeinträchtigter Bodenpotenziale er-
folgen. 

Zum Ausgleich des Eingriffs in Natur und 
Landschaft sind die Flächen im gesamten, 
nicht vollversiegelten Geltungsbereich als 

extensives, artenreiches und standortge-
rechtes Grünland zu entwickeln und exten-
siv zu unterhalten und durch Mahd (1 bis 
2-malige Mahd pro Jahr) zu pflegen. Jegli-
che Düngung der Fläche ist untersagt.

Kompensationsmaßnahmen

Gem. § 9 Abs. 1a BauGB

Die Überplanung einer FFH-LRT 6510-Wie-
se in einem Flächenumfang von ca. 4.830 
m² sowie das im Zusammenhang mit dem 
Planvorhaben entstehende ökologische De-
fizit von 21.922 ökologischen Werteinhei-
ten soll im unmittelbaren bzw. im dichten 
Umfeld des Geltungsbereiches (ca. 200 m 
westlich) erfolgen.

Es handelt sich um Teile von vier Wiesen-
parzellen nördlich des Umspannwerkes, ca. 
200 m westlich des Plangebietes, sowie drei 
Wiesenparzellen im unmittelbaren westli-
chen Anschluss bzw. eine Parzelle südlich in 
ca. 10 m Entfernung zum Geltungsbereich.

Die Maßnahmenflächen umfassen folgen-
de Parzellen:

•	 Flur 2, Parzellen 77/2, 76/3, 72/3 und 
68/2: jeweils nur nördliche Teile davon,

•	 Flur 2, Parzelle 93/1, 94/1 und 95/1,

•	 Flur 2, Nr. 397/96

Die Wiesen sind regelmäßig ein- bis maxi-
mal zweimal pro Jahr mit einem frühesten 
ersten Schnitt nicht vor der Hauptblütezeit 
der Gräser zu mähen. Als Orientierung 
kann je nach Witterungsverlauf als erster 
Mahd-Termin ca. Anfang bis Mitte Juni 
angesetzt werden. Bei zweischüriger Mahd 
soll der zweite Schnitt nach etwa acht 
Wochen Ruhezeit Anfang/Mitte August 
erfolgen. Das Mahdgut ist jeweils von der 
Fläche zu entfernen. Auf die Verwendung 
von Düngemitteln aller Art sowie den 
Einsatz von Herbiziden und sonstigen 
Pflanzenschutzmitteln ist zu verzichten. 
Eine Beweidung der Fläche ist ebenso wie 
ein Pflegeumbruch nicht zulässig.

Entwicklungsziel ist jeweils eine exten-
siv genutzte arten- und blütenreiche 
Magerwiese, die den Vorgaben eines FFH-
LRT 6510 in Erhaltungszustand B (der-
zeitige FFH-LRT 65010-Wiese in EHZ C) 
bzw. mindestens Erhaltungszustand C (alle 
übrigen Wiesen) entspricht.

Das beschriebene Pflegeregime der Wiesen 
ist unmittelbar nach Beschlussfassung 
des Bebauungsplanes zu berücksichtigen. 
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Die Durchführung der Maßnahmen sowie 
der Erhalt der Wiesen im angestrebten 
Entwicklungszustand sind für die Dauer 
der Nutzung der PV-Freiflächenanlage zu 
gewährleisten.
Im Rahmen der entwickelten 
Kompensationsmaßnahmen können 
23.318 ökologische Werteinheiten gene-
riert und damit das im Zusammenhang mit 
der geplanten PV-Freiflächenanlage ent-
stehende ökologische Defizit von 21.922 
öW kompensiert werden. Daneben erfolgt 
durch die Neuentwicklung von FFH-LRT 
6510-Wiesen im Flächenumfang von 5.130 
m² sowie die anvisierte Aufwertung des 
Erhaltungszustandes einer FFH-LRT 6510-
Wiese von EHZ C in EHZ B im Flächenumfang 
von 760 m² die Kompensation des im 
Rahmen des geplanten Vorhabens ent-
stehenden LRT-6510-Verlustes auf einer 
Fläche von insgesamt 4.830 m².

Rückbauverpflichtung und 
Folgenutzung

Gem. § 9 Abs. 2 BauGB

Die innerhalb des Sonstigen Sondergebietes 
festgesetzten Nutzungen sind nur so lan-
ge zulässig, wie die Freiflächen-Photo-
voltaik-Anlage betrieben wird. Nach 
Betriebsende sind diese einschließlich aller 
Nebeneinrichtungen und Fundamente in-
nerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren 
zurückzubauen. Als Folgenutzung wird eine 
Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt.

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBO)

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

Für Bebauungspläne können analog § 9 
Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saar-
ländischen Landesbauordnung (LBO) ge-
stalterische Festsetzungen getroffen wer-
den.

Die Einzäunung der Photovoltaik-Anla-
ge dient dem Schutz vor Sachbeschädi-
gung und Diebstahl. Die Bauvorschrift ist 
so ausgestaltet, dass die Einzäunung nach 
Möglichkeit keine Barriere für Klein- und 
Mittelsäuger darstellt.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträgerin bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes die öf-
fentlichen und privaten Belange gegenein-
ander und untereinander gerecht abwägen. 
Die Abwägung ist die eigentliche Planungs-
entscheidung. Hier setzt die Kommune ihr 
städtebauliches Konzept um und entschei-
det sich für die Berücksichtigung bestimm-
ter Interessen und die Zurückstellung der 
dieser Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials

•	 Gewichtung der Belange

•	 Ausgleich der betroffenen Belange

•	 Abwägungsergebnis

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen Le-
bensgrundlagen (im Sinne des §  1 Abs.  6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den vor-
habenbezogenen Bebauungsplan einge-
stellt:

Auswirkungen auf die allgemei-
nen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
und die Sicherheit der Wohn- und 
Arbeitsbevölkerung

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen 
Daseins. Er enthält die aus den allgemei-
nen Planungsgrundsätzen entwickelte For-
derung für Bauleitpläne, dass die Bevölke-
rung bei der Wahrung der Grundbedürfnis-
se gesunde und sichere Wohn- und Arbeits-
bedingungen vorfindet.

Das bedeutet, dass das Wohn- und Arbeits-
feld so entwickelt werden soll, dass Beein-
trächtigungen vom Planungsgebiet auf die 
Umgebung und von der Umgebung auf das 
Planungsgebiet vermieden werden. Dies 
kann erreicht werden, indem unvereinbare 
Nutzungen voneinander getrennt werden.

Eine kritische Immissionssituation gem. 
den „Hinweisen zur Messung, Beurteilung 
und Minderung von Lichtimmissionen“ der 
Bund/Länderarbeitsgemeinschaft für Immis-
sionsschutz besteht, wenn der Immissionsort 
weniger als 100 m in westlicher oder östli-
cher Lage entfernt ist. Dies ist aufgrund der 
Entfernung der Wohnbebauung nicht der 
Fall. 

Aufgrund der zwischen Bebauung und Frei-
flächen-Photovoltaik-Anlage liegenden Ge-
hölzstrukturen ist die PV-Anlage aus der 
Ortslage Hülzweiler nicht einsehbar. 

Nachteilige Beeinträchtigungen durch 
Blendwirkungen sind somit nicht zu erwar-
ten.

Die vorgesehene Nutzung des Plangebietes 
durch die Errichtung einer Photovoltaik-  
Anlage wird keinen Publikumsverkehr her-
vorrufen, sodass hierdurch potenziell her-
vorgerufene nachteilige Auswirkungen wie  
z.B. Lärm ausbleiben.

Auswirkungen der umgebenden Nutzun-
gen auf das Plangebiet können damit aus-
geschlossen werden.

Auswirkungen auf die Erhaltung, 
Gestaltung und Erneuerung des Orts- 
und Landschaftsbildes

Aufgrund des eingeschränkten Sichtraums, 
von dem aus das Plangebiet einsehbar ist, 
der „Bündelung“ der Beeinträchtigungen 
mit bereits bestehenden Vorbelastungen 
wie Autobahn, Gewerbegebiete, Umspann-
werk, Nieder- und Hochspannungsfreilei-
tungen inkl. der dazugehörenden Masten, 
Funkmast etc., der geringen Bedeutung 
des betroffenen Landschaftsraumes für das 
Landschaftsbild und die landschaftsbezoge-
ne Erholung sowie der ausreichend großen 
Entfernung zu sensiblen Nutzungen wird 
die Beeinträchtigungsintensität der Aus-
wirkungen stark vermindert. Es besteht am 
geplanten Anlagen-Standort insgesamt ein 

geringes Konfliktpotenzial gegenüber Land-
schaftsbildbeeinträchtigungen.

Zur Minimierung der Beeinträchtigungen 
des Landschaftsbildes wird durch die Fest-
setzung der maximal zulässigen Höhe der 
Modultische der Photovoltaikanlagen sowie 
der sonstigen Anlagen eine übermäßige Hö-
henentwicklung unterbunden.

Nach Aufgabe der Nutzung der PV-Anlage 
wird diese vollständig zurückgebaut.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

„Insgesamt ist das Gebiet anthropogen 
deutlich vorbelastet. Im Norden verläuft in 
einer Maximal-Entfernung von 110 m die 
BAB 8, in ca. 380 m Luftlinie vom Geltungs-
bereich entfernt liegt deren Anschlussstelle 
Schwalbach, die über die westlich in ca. 290 
m Luftlinien-Entfernung verlaufende L 341 
an das Umland angeschlossen ist. In ca. 90 
m Entfernung liegt im Süden das Gewerbe-
gebiet „Kuhnacker“ mit dem westlich an-
schließenden Gewerbegebiet „Hild II“ mit 
den entsprechenden Störungen durch Ver-
siegelung, Lärm, Licht und Bewegungsunru-
he. Ca. 160 m südlich des Plangebietes lie-
gen eine Grünfläche mit Hundedressurplatz 
sowie einem Schützenhaus inkl. Schießan-
lage. Deutliche visuelle Störwirkungen ge-
hen neben der Autobahn und dem Ge-
werbegebiet sowie einem westlich liegen-
den großflächigen Umspannwerk von ho-
hen technischen Vertikalstrukturen aus. Hier 
sind Nieder- und Hochspannungsfreileitun-
gen inkl. der dazugehörenden Masten so-
wie ein östlich stehender Funkmast zu nen-
nen. Die auf der Fläche bestehende land-
wirtschaftliche Nutzung führt ebenfalls zu 
deutlichen Belastungen des Naturhaushal-
tes. Im Bereich der ackerbaulich genutzten 
Flächen bestehen deutliche Bodenvorbe-
lastungen durch die regelmäßigen Störun-
gen des natürlichen oberen Bodengefüges 
sowie den Eintrag von Dünger, Pestiziden, 
etc... und auch die Grünlandflächen sind 
aufgrund des regelmäßigen Befahrens und 
der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
als anthropogen vorbelastet und überprägt 
einzustufen.

Durch die Wahl eines bereits deutlich vorbe-
lasteten Gebietes kommt es zu einer sinn-
vollen Konzentration und damit Bündelung 

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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von Belastungen in einem engen räum-
lichen Zusammenhang, so dass sich die-
se Fläche besonders gut zur Errichtung der 
PV-Freiflächenanlage eignet. Gleichzeitig 
bedingt die bereits bestehende Erschließung 
des Gebietes eine Minimierung der ökologi-
schen Beeinträchtigungen und damit eine 
größtmögliche Umweltverträglichkeit.

Zur Beurteilung der Auswirkungen des Plan-
vorhabens auf die biotischen Schutzgüter 
Pflanzen und Tiere wurden im Plangebiet 
floristische und faunistische Untersuchun-
gen durchgeführt.

Die Biotopstrukturen innerhalb des 
Geltungsbereiches sind zum größten Teil 
von intensiver landwirtschaftlicher Nut-
zung geprägt. Es handelt sich dabei um 
Ackerflächen mit sehr arten- und individu-
enarmer Ackerbegleitflora sowie eine kräu-
ter- und artenarme Wiese frischer Standor-
te mit häufigen und sehr häufigen Arten oh-
ne besondere ökologische Bedeutung und 
gesetzlichen Schutz. Eine besondere ökolo-
gische Bedeutung aus floristischer oder ve-
getationskundlicher Sicht kann diesen Flä-
chen nicht zugewiesen werden. Erhebliche 
Beeinträchtigungen infolge des Planvorha-
bens können ausgeschlossen werden.

Die Wiese westlich des Feldwirtschaftswe-
ges ist zwar als FFH-LRT 6510 ausgebil-
det, weist allerdings lediglich einen durch-
schnittlich-beschränkten Erhaltungszustand 
auf, so dass deren Empfindlichkeit und 
Schutzwürdigkeit als mittel zu bewerten ist. 
Seltene, als gefährdet geltende oder öko-
logisch besonders bedeutsame Pflanzenar-
ten kommen nicht vor. Eine Kompensation 
des Verlustes dieser FFH-LRT 6510-Wiese 
ist durch geeignete Ausgleichsmaßnahmen 
mit der adäquaten Neu-Entwicklung einer 
FFH-LRT 6510 - Wiese im räumlichfunktio-
nalen Zusammenhang möglich. Zumal han-
delt es sich um eine lediglich temporäre In-
anspruchnahme, die auf die Zeit des Be-
triebs der PV-Anlage beschränkt ist. Erheb-
liche Beeinträchtigungen sind daher auch 
bezüglich dieser FFH-LRT-Wiese nicht zu be-
fürchten.

Das direkte Eingriffsgebiet stellt ein Ge-
biet mit deutlichen Belastungen von außen 
(Autobahn, Ackernutzung, strukturlose Wie-
sen, Hochspannungsleitungen, etc.) dar und 
weist eine lediglich geringe avifaunistische 
Bedeutung dar. Typische Offenlandarten 
wie die Feldlerche, die bei Überplanungen 
von offenen landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen wichtigen Lebensraum verlieren könn-
ten, wurden im Gebiet nicht nachgewiesen. 

Erhebliche Beeinträchtigungen für die Vo-
gelwelt werden nach derzeitigem Kenntnis-
stand aus fachgutachterlicher Sicht insge-
samt ausgeschlossen.

Ebenso hat das Plangebiet für andere Tier-
gruppen aufgrund der Lage, der bestehen-
den Vorbelastungen, der Habitatausstattung 
sowie der überschaubaren Größe keine 
nennenswerte Bedeutung. Der im Zuge des 
Planvorhabens entstehende Lebensraum-
verlust sowie die baubedingt ausgelösten 
Störwirkungen werden zu keinen erhebli-
chen Beeinträchtigungen führen.

Erhebliche Beeinträchtigungen der Tierwelt 
werden aus fachgutachterlicher Sicht insge-
samt nicht prognostiziert.

Insgesamt weist der Eingriffsraum aufgrund 
der bestehenden Vorbelastungen durch die 
landwirtschaftliche Nutzung sowie die vor-
beiführende Autobahn nur eine geringe bis 
maximal mittlere ökologische Wertigkeit als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen auf. Eine 
besondere naturschutzfachliche oder ökolo-
gische Bedeutung kann dem Gebiet, das für 
eine Überbauung mit PV-Modulen vorgese-
hen ist, nicht zugewiesen werden.

Von dem Planvorhaben werden insbeson-
dere keine gesetzlich geschützten Biotope 
oder bestandsgefährdeten oder speziell ge-
schützte Tier- und Pflanzenarten erheblich 
beeinträchtigt, so dass dem Planvorhaben 
keine artenschutzrechtlichen Belange ent-
gegenstehen. Das Gebiet erfüllt auch kei-
ne Rastfunktion für Zug- und Rastvögel und 
hat aufgrund der Lage ander Autobahn und 
der Habitatausstattung auch keine beson-
dere Vernetzungsfunktion.

Die Beeinträchtigungen des Schutzgutes 
Tiere und Pflanzen werden daher insgesamt 
als nicht erheblich und ausgleichbar einge-
stuft. Darüber hinaus geht der Lebensraum 
innerhalb des Eingriffsgebietes unter, neben 
und zwischen den PV-Modulen zumindest 
für einige Tierartengruppen wie z. B. Klein-
säuger, Fledermäuse, Insekten, Amphibien, 
Reptilien sowie Vögel nicht gänzlich als Le-
bensraum verloren. Die Extensivierung der 
bestehenden intensiven Nutzung sowie die 
Entstehung von Sonderstandorten durch 
die teilweise Überdeckung des Bodens 
durch die PV-Module und dadurch hervor-
gerufene kleinräumig wechselnde Stand-
ortbedingungen durch unterschiedliche Be-
lichtung und Bodenwasserverhältnisse wer-
den auf den aktuell artenarmen Flächen zu 
einer ökologischen Aufwertung der Vege-
tationsausstattung und damit auch als Le-

bensraum für zumindest einige Tierartgrup-
pen (insbesondere Insekten) führen.

Vom Planvorhaben sind keine Schutzgebie-
te, insbesondere keine Schutzgebiete mit 
gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebie-
te, Vogelschutzgebiete) betroffen. Diesbe-
züglich besteht daher kein Konfliktpoten-
zial.

Das saarländische Landesdenkmalamt hat 
darauf hingewiesen, dass im Bereich bzw. 
im näheren Umfeld der Planungsfläche eine 
römische Straßentrasse verlaufen könn-
te. Im Plangebiet sind zwar oberirdisch kei-
ne Bodendenkmäler erkennbar, aber den-
noch sind die Vorgaben des Saarländischen 
Denkmalschutzgesetzes (SDschG) im Be-
sonderen zu berücksichtigen.

Dies ist insbesondere während der Bau-
arbeiten zu beachten. Im Bebauungs-
plan wird eine Rückbauverpflichtung 
der PV-Anlage festgeschrieben. Nach 
Betriebsende ist innerhalb von maximal 2 
Jahren die komplette Anlage inkl. sämtli-
cher Nebeneinrichtungen und Fundamente 
zurückzubauen und die Fläche wieder land-
wirtschaftlich zu nutzen.

Neben dieser Rückbauverpflichtung wer-
den allgemeine Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen zum Schutz des Bodens, 
des Wassers, des Landschaftsbildes sowie 
der Tier- und Pflanzenwelt entwickelt und 
beschrieben.

Nach derzeitigem Kenntnisstand liegen kei-
ne Hinweise darauf vor, dass die geplante 
Errichtung der PV-Freiflächenanlage erheb-
liche negative, nicht ausgleichbare Beein-
trächtigungen des Naturhaushaltes zur Fol-
ge haben könnten.

Die Maßnahmen zur Kompensation der 
im Zusammenhang mit der geplanten 
PV-Anlage entstehenden Beeinträchtigun-
gen des Naturhaushaltes zielen darauf ab, 
zum einen die Überplanung einer FFH-
LRT 6510-Wiese in einem Flächenumfang 
von ca. 4.830 m² zu kompensieren und 
zum anderen das im Zusammenhang mit 
dem Planvorhaben entstehende ökologi-
sche Defizit auszugleichen. Diese Maßnah-
men finden im unmittelbaren Umfeld des 
Plangebietes statt.

Die geplante Errichtung der 
PV-Freiflächenanlage in Hülzweiler hat nach 
derzeitigem Kenntnisstand aus fachgutach-
terlicher Sicht insgesamt gesehen keine er-
heblichen negativen, nicht ausgleichbaren 
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Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes 
zur Folge. “
(Quelle: Umweltbericht zum Bebauungsplan „Photo-
voltaik-Freiflächenanlage (PV-FFA) in Hülzweiler“; Bü-
ro für Landschaftsplanung und landschaftsökologische 
Studien Neuland-Saar, Nohfelden-Bosen; Stand: 
17.06.2019)

Auswirkungen auf die Belange der 
Land- und Forstwirtschaft

Bei den Flächen, die für die Errichtung des 
Solarparks vorgesehen ist, handelt es sich 
ausschließlich um landwirtschaftliche Nutz-
flächen. Bei Realisierung des Vorhabens ge-
hen daher für die Dauer der Nutzung der 
Flächen als Photovoltaik-Anlage landwirt-
schaftliche Nutzflächen verloren.

Die von der Planung betroffenen Landwirte 
stellen als Eigentümer ihre Flächen einver-
nehmlich und im eigenen Interesse für die 
Errichtung eines Solarparks zur Verfügung. 
Der Solarpark leistet einen Beitrag zur Er-
reichung der Energiewende im Sinne einer 
dezentralen Produktion erneuerbarer Ener-
gien und dient somit dem Allgemeinwohl. 
Die Landwirte sind durch den temporären 
Wegfall von Teilen ihrer Produktionsflächen 
nicht in ihrer Existenz gefährdet. Eine 
landwirtschaftliche Nutzung der Flächen 
(Beweidung) ist trotz der Umsetzung des 
Planvorhabens möglich. Darüber hin-
aus wurde eine Rückbauverpflichtung und 
Folgenutzung „Landwirtschaft“ per Fest-
setzung in den Bebauungsplan aufge-
nommen. Somit ist gewährleistet, dass die 
überplanten Flächen nach Beendigung der 
photovoltaischen Nutzung wieder für die 
Landwirtschaft zur Verfügung stehen kön-
nen.

Aus den genannten Gründen und aufgrund 
der besonderen Bedeutung der Nutzung re-
generativer Energien ist die Inanspruchnah-
me dieser landwirtschaftlichen Nutzflächen 
vertretbar.

Die Belange der Forstwirtschaft sind durch 
die Planung nicht betroffen.

Auswirkungen auf die Belange der 
Versorgung, insbesondere mit Ener-
gie

Es sind keine negativen Auswirkungen 
auf die Belange der Versorgung bekannt. 
Die in der Freiflächen-Photovoltaik-Anla-
ge gewonnene Energie wird in das örtliche 
Stromnetz eingespeist. Ein Wasseranschluss 
ist nicht erforderlich und entsprechend nicht 
vorhanden.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs

Die Erschließung des Plangebietes ist über-
einen Feldwirtschaftsweg gewährleistet.

Ein erhöhtes Park- oder Verkehrsaufkom-
men kann ausgeschlossen werden, da 
durch die Art der Nutzung kein Kunden-, 
Liefer- oder Publikumsverkehr entsteht. Das 
kaum als solches zu bezeichnende „Ver-
kehrsaufkommen“ beschränkt sich auf ein-
zelne wenige Fahrten pro Jahr zur Kontrolle 
bzw. Instandhaltung der Freiflächen-Photo-
voltaik-Anlage.

Die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
auf der BAB A 8 werden durch die Freiflä-
chen-Photovoltaik-Anlage nicht negativ be-
einträchtigt. Die vorherrschende Topografie, 
die geplante Ausrichtung der Solarmodu-
le und Einzäunung des Gebietes stellen si-
cher, dass Verkehrsteilnehmer auf der BAB A 
8 in keiner der beiden Fahrtrichtungen von 
Reflexionen betroffen sein werden, so dass 
keine Blendrisiken bestehen.

Negative Auswirkungen auf die Verkehrssi-
cherheit durch die Freiflächen-Photovolta-
ik-Anlage sind somit nicht zu erwarten.

Auswirkungen auf die Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung der geplan-
ten Freiflächen-Photovoltaik-Anlage kön-
nen durch die Überbauung mit PV-Modu-
len lokalklimatische Veränderungen auftre-
ten, da zum einen tagsüber unter den Mo-
dulreihen durch die Überdeckungs- und Be-
schattungseffekte niedrigere Temperaturen 
auftreten und zum anderen in den Nacht-
stunden infolge der Verhinderung der Ab-
strahlung durch die überdeckenden Modul-
tischen eine verminderte Kaltluftproduktion 
erfolgt.

Der Einwirkungsbereich ist auf den unmit-
telbaren Eingriffsbereich beschränkt. Die 
Wirkintensität ist aufgrund der betroffe-
nen Flächengröße als gering zu bezeichnen. 
Großräumige klimarelevante Auswirkungen 
sind nicht zu erwarten.

Beeinträchtigungen durch entstehende Be-
lastungen der Luft (Kfz-Verkehr zu Instand-
haltungszwecken) können aufgrund des 
sehr geringen Ausmaßes als vernachlässig-
bar eingestuft werden. Entsprechend kann 
eine erhebliche Verschlechterung der lufthy-
gienischen Situation ausgeschlossen wer-
den.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um ein 
Projekt zur regenerativen Energiegewin-
nung. Der Ausbau der Nutzung solarer 
Strahlungsenergie entspricht dem bundes-
politischen Ziel zur Gestaltung des Klima-
wandels durch Verringerung des CO2-Aus-
stoßes in Prozessen der Energieerzeugung. 
Das Projekt erfüllt damit auch die Anforde-
rungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
(EEG), das den Ausbau der regenerativen 
Energien fördert.

Auswirkungen auf private Belange

Durch die Errichtung der Photovoltaik-Anla-
ge gehen den privaten Flächeneigentümern 
temporär landwirtschaftliche Produktions
flächen verloren. Nach Beendigung der 
PV-Nutzung wird die Anlage jedoch voll-
ständig zurückgebaut, sodass die Flächen 
wieder der Landwirtschaft zur Verfügung 
stehen werden. Die Flächeneigentümer sind 
existenziell nicht von den betroffenen Flä-
chen abhängig. Durch anfallende Pachtein
nahmen erwirtschaften die Flächen weiter-
hin Erträge.

Somit sind keine negativen Auswirkungen 
der Planung auf private Belange bekannt.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

•	 Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen zur Gewinnung von rege-
nerativer Energie

•	 Keine erheblichen Auswirkungen auf 
die Belange des Orts- und 
Landschaftsbildes
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•	 Keine erheblichen negativen Auswir-
kungen auf die Belange der Landwirt-
schaft

•	 Keine erheblichen negativen Auswir-
kungen auf die Umwelt

•	 Geringer Erschließungsaufwand: ledig-
lich interne Erschließung und Anschluss 
an Stromnetz erforderlich

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Zwar gehen durch die Errichtung der Freiflä-
chen-Photovoltaik-Anlage landwirtschaftli-
che Produktionsflächen temporär verloren; 
allerdings können die betroffenen Flächen 
nach erfolgtem Rückbau der Anlage wie-
der ihrer ursprünglichen Nutzung zugeführt 
werden.

Aus Sicht der Kommune überwiegen der 
Klimaschutz und der Ausbau erneuerbarer 
Energien, welche dem Wohl der Allgemein-
heit dienen, als Belange des öffentlichen In-
teresses. Landwirtschaftliche Betriebe sind 
nicht existenziell betroffen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungs- 
planes wurden die zu beachtenden Belan-
ge in ihrer Gesamtheit untereinander und 
gegeneinander abgewogen. Aufgrund der 
genannten Argumente, die für die Planung 
sprechen, kommt die Gemeinde zu dem Er-
gebnis, dass der Umsetzung der Planung 
nichts entgegensteht.


